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Abgabenordnung 1977

Am 1. Januar 1977 ist die Abgabenordnung 1977 
(AO 77) in Kraft getreten. Mit dieser Neuordnung 
werden alle bisher in abgabenrechtlichen Nebenge­
setzen geregelten Materien unmittelbar in die Abga­
benordnung übernommen, so auch das Steueranpas­
sungsgesetz (Sammlung Niens Ifd. Nr. 94) und die 
Gemeinnützigkeitsverordnung vom 24. 12. 1953 
(Sammlung Niens Ifd. Nr. 94a). Die bisher in diesen 
Bestimmungen geregelten Voraussetzungen für eine 
Steuerbegünstigung wegen Verfolgung gemeinnüt­
ziger, mildtätiger und kirchlicher Zwecke sind nun­
mehr in den §§ 51 bis 68 der Abgabenordnung 1977 
geregelt. Von besonderer Bedeutung für kirchliche 
Körperschaften und Einrichtungen ist, daß nunmehr 
für alle Arten steuerbegünstigter Zwecke (§§ 52 bis 
54) noch zusätzlich das Erfordernis der „Selbstlosig­
keit“ hinzutreten muß.

Die durch die Abgabenordnung 1977 eingetretenen 
Änderungen machen eine Überprüfung der für kirch­
liche Rechtsträger und deren Einrichtungen 
(z. B. Gemeindedienste, Kindergärten, Krankenpfle­
gestationen, Sozialstationen, Fonds, Heime, Stiftun­
gen usw. sowie für eingetragene und nicht eingetra­
gene kirchliche Vereine) bestehenden Satzungen er­
forderlich.

In der Anlage sind die §§ 51 bis 68 AO 77 abge­
druckt sowie die danach überarbeiteten, aus steuer­
rechtlichen Gründen notwendigen Bestimmungen, 
wie sie nunmehr in den Satzungen enthalten sein 
müssen; auf die Anmerkung zu § 60 wird jedoch ver­
wiesen.

Zu den einzelnen Bestimmungen des 1. Teils, 
3. Abschnitts AO 77 (§§ 51 bis 68) weisen wir noch 
auf folgendes hin:

In § 52 sind die wichtigsten Beispiele einer Förde­
rung der Allgemeinheit (gemeinnützige 
Zwecke) aufgenommen. Die Aufzählung ist je­
doch, wie bisher, nicht erschöpfend. Die Allgemein­

heit kann daher auch durch andere als die genannten 
Zwecke gefördert werden. Dies gilt insbesondere für 
die in der Anlage 7 zu den Einkommensteuerricht­
linien aufgeführten, als besonders förderungswürdig 
anerkannten gemeinnützigen Zwecke.

Der Begriff „mildtätige Zwecke“ umfaßt 
nach § 53 nunmehr auch die Unterstützung von Per­
sonen, die wegen ihres seelischen Zustandes hilfs­
bedürftig sind (wichtige Beispiele: Telefonseelsorge, 
Beratungsstellen). Völlige Unentgeltlichkeit der 
mildtätigen Zuwendung wird nicht verlangt, sie darf 
nur nicht des Entgelts wegen erfolgen. Hilfen nach 
Nr. 1 dürfen ohne Rücksicht auf die wirtschaftliche 
Unterstützungsbedürftigkeit gewährt werden. Hier­
bei kommt es nicht darauf an, daß die Hilfsbedürf­
tigkeit dauernd oder für längere Zeit besteht, auch 
Hilfeleistungen, wie beispielsweise „Essen auf Rä­
dern“, können steuerbegünstigt durchgeführt wer­
den.

Nach § 54 liegt ein kirchlicher Zweck nur 
vor, wenn die Tätigkeit darauf gerichtet ist, eine Re­
ligionsgemeinschaft des öffentlichen Rechts zu för­
dern. Im übrigen hat sich der Begriff „kirchliche 
Zwecke“ gegenüber dem bisherigen Rechtszustand 
nicht geändert.

In § 55 wird nunmehr gesetzlich vorgeschrieben, 
daß das von Rechtsprechung und Literatur ent-
wickelte Erfordernis der „Selbstlosigkeit“
für alle Arten steuerbegünstigter Zwecke (§§ 52 bis 
54) gegeben sein muß. Die Selbstlosigkeit findet ihren 
Ausdruck in freiwilliger Arbeit oder in der Hingabe 
materieller Mittel ohne wirtschaftlichen Eigennutz; 
daß Vorteile nichtwirtschaftlicher Art für die Betei­
ligten erstrebt werden, ist ohne Bedeutung. Das Er­
fordernis der Selbstlosigkeit schließt künftig für die 
Mitglieder von Vereinen, die steuerbegünstigte 
Zwecke verfolgen, aus, daß sie als „Beitragspflich­
tige“ Anspruch auf unentgeltliche Leistungen des 
Vereins haben (z. B. bei Krankenpflegestationen und 
Sozialstationen). Steuerunschädlich ist daher nur, 
wenn Vereinsmitglieder Leistungen gegen Gebüh­
ren in Anspruch nehmen. Die Höhe dieser Gebühren
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muß in einer von jedem Träger zu beschließenden 
Gebührenordnung nach Maßgabe der vom Diakoni­
schen Werk herausgegebenen Mustergebührenord­
nung festgelegt werden. Im übrigen entsprechen Ab­
satz 1 Ziffer 1 bis 4 im wesentlichen den bisherigen 
Bestimmungen der Gemeinnützigkeitsverordnung. 
Unter „Mittel“ sind sowohl alle Einkünfte im tech­
nischen Sinn (Beiträge, Zinsen, Gebühren usw.) als 
auch Spenden zu verstehen. Auch der Gewinn aus 
einem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb, also auch 
einem Zweckbetrieb im Sinne der §§ 65 bis 68, darf 
nur zu satzungsmäßigen steuerbegünstigten Zwecken 
verwendet werden. Auch in einem wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb (Zweckbetrieb) können freie Rück­
lagen gebildet werden, sofern sie wirtschaftlich be­
gründet sind. Allerdings muß ein konkreter Anlaß 
für die Bildung der Rücklage gegeben sein. Unzu­
lässig ist jedoch die Verwendung von Mitteln der 
Körperschaft oder eines Zweckbetriebs zum Aus­
gleich von Verlusten aus einem Nichtzweckbetrieb. 
Geschieht dies jedoch nur gelegentlich und wird der 
Ausgleich von Verlusten auf anderem Wege ernst­
haft versucht (z. B. durch Erhöhung der Beiträge, 
Entgelte usw.), so bleibt die Selbstlosigkeit unbe­
rührt. Die in Absatz 1 Nr. 2 und 4 genannten Ein­
lagen sind Einlagen im Sinne des Handelsrechts, für 
die einem Mitglied Gesellschaftsrechte eingeräumt 
worden sind. Insoweit betrifft diese Vorschrift nur 
Kapitalgesellschaften, nicht aber Vereine, Kirchen­
gemeinden und kirchengemeindliche Einrichtungen.

In § 56 wird klargestellt, daß eine Körperschaft 
weiterhin mehrere steuerbegünstigte Zwecke neben­
einander verfolgen darf, ohne daß dadurch die Aus­
schließlichkeit verletzt wird. Voraussetzung ist auch 
hier, daß die steuerbegünstigten Zwecke sämtlich 
satzungsmäßige Zwecke sind. Sollen steuerbegün­
stigte Zwecke, die nicht in die Satzung aufgenom­
men sind, künftig gefördert werden, so ist eine Sat­
zungsänderung mit den Erfordernissen des § 60 er­
forderlich.

In § 58 können nunmehr auch Fördervereine 
und Hilfsvereine, die nicht selbst steuerbe­
günstigte Zwecke verfolgen, sondern durch ihre Ein­
nahmen aus Mitgliedsbeiträgen steuerbegünstigte 
Einrichtungen anderer Rechtsträger fördern, als 
steuerbegünstigte Körperschaften anerkannt wer­
den.

Eine Steuervergünstigung kann nach § 59 nur ge­
währt werden, wenn ein steuerbegünstigter 
Zweck (§§ 52 bis 54), die Selbstlosigkeit 
(§ 55) und die aussch1ieß1icheundunmit- 
telbare Zweckverfolgung (§§ 56, 57) 
durch die Körperschaft aus der Satzung 
direkt hervorgehen. Eine weitere satzungsmäßige 
Voraussetzung in diesem Sinne ist die in § 61 gefor­
derte Vermögensbindung, die jedoch nicht für Ein­
richtungen von Kirchengemeinden erforderlich ist. 
Es wird in diesem Zusammenhang auf die in der An­
lage beigefügten Mustersatzungen verwiesen. Die 
nach § 60 erforderlichen Satzungen sind dem Finanz­
amt vorzulegen, das über das Vorliegen einer Steuer­
begünstigung durch Freistellungsbescheid entschei­
det. Ein besonderes Anerkennungsverfahren ist nicht

vorgesehen, vielmehr muß eine Körperschaft, bei der 
nach dem Ergebnis der Prüfung durch das Finanz­
amt die gesetzlichen Voraussetzungen für die steuer­
liche Behandlung als steuerbegünstigte Körperschaft 
vorliegen, auch als solche behandelt werden, und 
zwar ohne Rücksicht darauf, ob ein entsprechender 
Antrag gestellt worden ist oder nicht.

Wie bisher muß die Satzung so präzis gefaßt sein 
(§ 60), daß aus ihr unmittelbar entnommen werden 
kann, ob die Voraussetzungen der Steuervergünsti­
gung vorliegen. Soweit Schon bisher Satzungen be­
stehen, brauchen sie nicht allein deswegen geändert 
zu werden, weil darin auf Vorschriften des Steuer­
anpassungsgesetzes oder der Gemeinnützigkeitsver­
ordnung verwiesen oder das Wort „selbstlos“ nicht 
verwendet wird. Alle nach Maßgabe der 
Gemeinnützigkeitsverordnung unter 
Verwendung unserer Mustersatzun­
gen bisher beschlossenen Satzungen 
brauchen daher nicht geändert zu 
werden.

Die Vermögensbindung für steuerbegünstigte 
Zwecke vor allem im Falle der Auflösung der Kör­
perschaft muß aus der Satzung genau hervorgehen 
(§ 61). Ausnahmen gelten für Einrichtungen von Kir­
chengemeinden, aber auch für Betriebe gewerblicher 
Art und unselbständige Stiftungen von Körperschaf­
ten des öffentlichen Rechts (§ 62).

Nach § 62 braucht bei Einrichtungen von Kirchen­
gemeinden (Kirchenbezirken) die Vermögensbindung 
in der Satzung nicht festgelegt werden, da diese Kör­
perschaften ohnehin der Vermögensbindung unter­
liegen. Eine Satzung muß aber in jedem Fall vor­
handen sein. Die staatliche Genehmigung einer Stif­
tung (z. B. Fonds) begründet noch nicht ihre Be­
freiung von der Vorschrift der Vermögensbindung. 
Die Befreiungswirkung ist nur gegeben, wenn die 
Stiftung staatlicher Aufsicht nach den Stiftungsge­
setzen der Länder unterliegt. Bei kirchlichen Stiftun­
gen tritt nach dem Badischen Stiftungsgesetz an­
stelle der Staatsaufsicht die Aufsicht des Evang. 
Oberkirchenrats.

Gemäß § 63 ist der Nachweis, daß die tatsächliche 
Geschäftsführung den notwendigen Erfordernissen 
entspricht, durch ordnungsmäßige Aufzeichnungen 
über Einnahmen und Ausgaben zu führen. Die tat­
sächliche Geschäftsführung umfaßt auch die Aus­
stellung von Spendenbescheinigungen.

Die AO 77 unterscheidet zwischen Körperschaften 
(z. B. Kirchengemeinden, Vereine, GmbH usw.) und 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben von Körper­
schaften. Hierbei ist für jede Körperschaft eine Sat­
zung zu beschließen, ausgenommen Körperschaften 
des öffentlichen Rechts (z. B. Kirchengemeinden), da­
neben aber auch für jede Einrichtung, die 
von einer Körperschaft, auch einer Kirchengemein­
de, als steuerbegünstigter wirtschaftlicher Geschäfts­
betrieb geführt wird. Eine besondere Satzung für 
einen solchen Betrieb entfällt jedoch, wenn z. B. ein 
eingetragener Verein ausschließlich als Träger einer 
solchen Einrichtung (wirtschaftlicher Geschäftsbe­
trieb) gegründet wird, also seine steuerbegünstig­
ten Zwecke gerade durch diese Einrichtung erfüllt
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(z. B. Kindergärten, Krankenpflegestationen, Sozial­
stationen usw.). Ein wirtschaftlicher Geschäftsbe­
trieb im Sinne der AO 77 (§ 14) ist eine selbständige 
nachhaltige Tätigkeit, durch die Einnahmen oder an­
dere wirtschaftliche Vorteile erzielt werden und die 
über den Rahmen einer Vermögensverwaltung hin­
ausgeht. Die Absicht, Gewinn zu erzielen, ist nicht 
erforderlich. Dient ein wirtschaftlicher Geschäftsbe­
trieb der Erfüllung der Zwecke einer Körperschaft 
des öffentlichen Rechts, z. B. einer Kirchengemeinde, 
so ist dieser als Zweckbetrieb (bisher „steuer- 
unschädliche Geschäftsbetriebe“) steuerbegünstigt 
(§ 64). Der Zweckbetrieb ist zwar ebenfalls ein wirt­
schaftlicher Geschäftsbetrieb im Sinne von § 14 AO 
77, jedoch wird er als solcher unter bestimmten, im 
Gesetz genannten Voraussetzungen steuerlich dem 
begünstigten Bereich der Körperschaft zugerechnet. 
Danach muß ein Zweckbetrieb tatsächlich und un­
mittelbar satzungsmäßige Zwecke der Kör­
perschaft verwirklichen, die ihn betreibt. Es genügt 
also nicht, wenn er begünstigte Zwecke verfolgt, die 
nicht satzungsmäßige Zwecke der ihn tragenden 
Körperschaft sind. Ebensowenig genügt es, wenn er 
der Verwirklichung begünstigter Zwecke nur mit­
telbar dient, z. B. durch Abführung seiner Erträge 
(§ 65). Das Gesetz führt in § 68 beispielhaft eine Reihe 
von Zweckbetrieben auf, die als solche ohne weiteres 
steuerbegünstigt sind. Hierzu gehören Alten-, Alten- 
wohn- und Pflegeheime, Kindergärten, Kinder-, 
Jugend- und Studentenheime, Werkstätten für Be­
hinderte, Einrichtungen der Fürsorgeerziehung und 
der freiwilligen Erziehungshilfe. In jedem Fall ent­
hebt die Einrichtung und der Betrieb eines dieser 
Zweckbetriebe, z. B. durch eine Kirchengemeinde, 
diese nicht von der Verpflichtung, für jede dieser 
Einrichtungen eine eigene Satzung aufzustellen.

Wir bitten, zur Vermeidung von steuerlichen Nach­
teilen darauf zu achten, daß für jede Einrichtung 
einer Kirchengemeinde bzw. eines Kirchenbezirks 
eine solche Satzung besteht. Wir haben Mustersat­
zungen für Kindergärten, Krankenpflegestationen 
und Sozialstationen vorrätig, die bei der Expeditur 
des Evang. Oberkirchenrats bezogen werden können.

Zu ihrer Rechtswirksamkeit bedürfen Satzungen 
für kirchengemeindliche Einrichtungen sowie Sat­
zungsänderungen unserer Genehmigung; das gleiche 
gilt sinngemäß auch für Einrichtungen der Kirchen­
bezirke. Bei Erlaß oder Änderung von Satzungen 
bitten wir uns, dem Diakonischen Werk der Evang. 
Landeskirche in Baden sowie dem zuständigen Fi­
nanzamt unter Beifügung einer Fertigung der Sat­
zung nach dem neuesten Stand hiervon Kenntnis zu 
geben. Zu Satzungen für Kindergärten, Sozialstatio­
nen und Krankenpflegestationen, die dem Wortlaut 
unserer Mustersatzungen entsprechen, erteilen wir 
hiermit allgemein unsere Genehmigung. Eine Ferti­
gung der beschlossenen Satzung bitten wir in jedem 
Falle an uns vorzulegen. Soweit Abweichungen von 
diesem Text für nötig oder zweckmäßig erachtet 
werden, bitten wir, unter Darlegung der Gründe 
dazu im Einzelfall unsere Genehmigung zu be­
antragen.

Der Abschnitt I der Bekanntmachung vom 14. 10. 
1971 Az 41/2 (VBl. S. 163) tritt hiermit außer Kraft.

Anlage 1

Auszug
aus der Abgabenordnung 1977 vom 16. 3. 1976 

(BGBl. I S. 613)

3. Abschnitt

Steuerbegünstigte Zwecke

§ 51

Allgemeines

Gewährt das Gesetz eine Steuervergünstigung, 
weil eine Körperschaft ausschließlich und unmittel­
bar gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke 
(steuerbegünstigte Zwecke) verfolgt, so gelten die 
folgenden Vorschriften. Unter Körperschaften sind 
die Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen im Sinne des Körperschaftsteuer­
gesetzes zu verstehen.

§ 52

Gemeinnützige Zwecke

(1) Eine Körperschaft verfolgt gemeinnützige 
Zwecke, wenn ihre Tätigkeit darauf gerichtet ist, die 
Allgemeinheit auf materiellem, geistigem oder sitt­
lichem Gebiet selbstlos zu fördern. Eine Förderung 
der Allgemeinheit ist nicht gegeben, wenn der Kreis 
der Personen, dem die Förderung zugute kommt, fest 
abgeschlossen ist, zum Beispiel Zugehörigkeit zu 
einer Familie oder zur Belegschaft eines Unterneh­
mens, oder infolge seiner Abgrenzung, insbeson­
dere nach räumlichen oder beruflichen Merkmalen, 
dauernd nur klein sein kann. Eine Förderung der 
Allgemeinheit liegt nicht allein deswegen vor, weil 
eine Körperschaft ihre Mittel einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts zuführt.

(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 sind 
als Förderung der Allgemeinheit anzuerkennen ins­
besondere:
1. die Förderung von Wissenschaft und Forschung, 

Bildung und Erziehung, Kunst und Kultur, der 
Religion, der Völkerverständigung, der Entwick­
lungshilfe, des Umwelt-, Landschafts- und Denk­
malschutzes, des Heimatgedankens,

2. die Förderung der Jugendhilfe, der Altenhilfe, 
des öffentlichen Gesundheitswesens, des Wohl­
fahrtswesens und des Sports.

§ 53

Mildtätige Zwecke

Eine Körperschaft verfolgt mildtätige Zwecke, 
wenn ihre Tätigkeit darauf gerichtet ist, Personen 
selbstlos zu unterstützen,
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1. die infolge ihres körperlichen, geistigen oder 
seelischen Zustandes auf die Hilfe anderer ange­
wiesen sind oder

2. deren Bezüge nicht höher sind als das Dreifache 
des Regelsatzes der Sozialhilfe im Sinne des § 22 
des Bundessozialhilfegesetzes; beim Alleinste­
henden oder Haushaltsvorstand tritt an die Stelle 
des Dreifachen das Vierfache des Regelsatzes. 
Dies gilt nicht für Personen, deren Vermögen 
zur nachhaltigen Verbesserung ihres Unterhalts 
ausreicht und denen zugemutet werden kann, es 
dafür zu verwenden. Bei Personen, deren wirt-
schaftliche Lage aus besonderen Gründen zu
einer Notlage geworden ist, dürfen die Bezüge 
oder das Vermögen die genannten Grenzen über­
steigen. Bezüge im Sinne dieser Vorschrift sind 
a) Einkünfte im Sinne des § 2 Abs. 1 des Ein­

kommensteuergesetzes und
b) andere zur Bestreitung des Unterhalts be­

stimmte oder geeignete Bezüge,
die der Alleinstehende oder der Haushaltsvor­
stand und die sonstigen Haushaltsangehörigen 
haben. Unterhaltsansprüche sind zu berücksich­
tigen.

§ 54

Kirchliche Zwecke

(1) Eine Körperschaft verfolgt kirchliche Zwecke, 
wenn ihre Tätigkeit darauf gerichtet ist, eine Reli­
gionsgemeinschaft, die Körperschaft des öffentlichen 
Rechts ist, selbstlos zu fördern.

(2) Zu diesen Zwecken gehören insbesondere die 
Errichtung, Ausschmückung und Unterhaltung von 
Gotteshäusern und kirchlichen Gemeindehäusern, 
die Abhaltung von Gottesdiensten, die Ausbildung 
von Geistlichen, die Erteilung von Religionsunter­
richt, die Beerdigung und die Pflege des Andenkens 
der Toten, ferner die Verwaltung des Kirchenver­
mögens, die Besoldung der Geistlichen, Kirchenbe­
amten und Kirchendiener, die Alters- und Behinder­
tenversorgung für diese Personen und die Versor­
gung ihrer Witwen und Waisen.

§ 55

Selbstlosigkeit

(1) Eine Förderung oder Unterstützung geschieht 
selbstlos, wenn dadurch nicht in erster Linie eigen­
wirtschaftliche Zwecke — zum Beispiel gewerbliche 
Zwecke oder sonstige Erwerbszwecke — verfolgt 
werden und wenn die folgenden Voraussetzungen 
gegeben sind:
1. Mittel der Körperschaft dürfen nur für die sat­

zungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 
Mitglieder oder Gesellschafter (Mitglieder im 
Sinne dieser Vorschriften) dürfen keine Gewinn­
anteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder 
auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln 
der Körperschaft erhalten.

2. Die Mitglieder dürfen bei ihrem Ausscheiden 
oder bei Auflösung oder Aufhebung der Körper­
schaft nicht mehr als ihre eingezahlten Kapital­
anteile und den gemeinen Wert ihrer geleisteten 
Sacheinlagen zurückerhalten.

3. Die Körperschaft darf keine Person durch Aus­
gaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd 
sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Ver­
gütungen begünstigen.

4. Bei Auflösung oder Aufhebung der Körperschaft 
oder bei Wegfall ihres bisherigen Zwecks darf das 
Vermögen der Körperschaft, soweit es die einge­
zahlten Kapitalanteile der Mitglieder und den 
gemeinen Wert der von den Mitgliedern geleiste­
ten Sacheinlagen übersteigt, nur für steuerbegün­
stigte Zwecke verwendet werden (Grundsatz der 
Vermögensbindung). Diese Voraussetzung ist 
auch erfüllt, wenn das Vermögen einer anderen 
steuerbegünstigten Körperschaft oder einer Kör­
perschaft des öffentlichen Rechts für steuerbe­
günstigte Zwecke übertragen werden soll.

(2) Bei der Ermittlung des gemeinen Werts (Ab­
satz 1 Nr. 2 und 4) kommt es auf die Verhältnisse zu 
dem Zeitpunkt an, in dem die Sacheinlagen geleistet 
worden sind.

(3) Die Vorschriften, die die Mitglieder der Kör­
perschaft betreffen (Absatz 1 Nr. 1, 2 und 4), gelten 
bei Stiftungen für die Stifter und ihre Erben, bei 
Betrieben gewerblicher Art von Körperschaften des 
öffentlichen Rechts für die Körperschaft sinngemäß, 
jedoch mit der Maßgabe, daß bei Wirtschaftsgütern, 
die nach § 6 Abs. 1 Ziff. 4 Sätze 2 und 3 des Einkom­
mensteuergesetzes aus einem Betriebsvermögen zum 
Buchwert entnommen worden sind, an die Stelle des 
gemeinen Werts der Buchwert der Entnahme tritt.

§ 56

Ausschließlichkeit
%

Ausschließlichkeit liegt vor, wenn eine Körper­
schaft nur ihre steuerbegünstigten satzungsmäßigen 
Zwecke verfolgt.

§ 57

Unmittelbarkeit

(1) Eine Körperschaft verfolgt unmittelbar ihre 
steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke, wenn 
sie selbst diese Zwecke verwirklicht. Das kann auch 
durch Hilfspersonen geschehen, wenn nach den Um­
ständen des Falles, insbesondere nach den rechtlichen 
und tatsächlichen Beziehungen, die zwischen der 
Körperschaft und der Hilfsperson bestehen, das Wir­
ken der Hilfsperson wie eigenes Wirken der Kör­
perschaft anzusehen ist.
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(2) Eine Körperschaft, in der steuerbegünstigte 
Körperschaften zusammengefaßt sind, wird einer 
Körperschaft, die unmittelbar steuerbegünstigte 
Zwecke verfolgt, gleichgestellt.

§ 58

Steuerlich unschädliche Betätigungen

Die Steuervergünstigung wird nicht dadurch aus­
geschlossen, daß
1. eine Körperschaft Mittel für die Verwirklichung 

der steuerbegünstigten Zwecke einer anderen 
Körperschaft oder für die Verwirklichung steuer­
begünstigter Zwecke durch eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts beschafft,

2. eine Körperschaft ihre Mittel teilweise einer an­
deren, ebenfalls steuerbegünstigten Körperschaft 
oder einer Körperschaft des öffentlichen Rechts 
zur Verwendung zu steuerbegünstigten Zwecken 
zuwendet,

3. eine Körperschaft ihre Arbeitskräfte anderen 
Personen, Unternehmen oder Einrichtungen für 
steuerbegünstigte Zwecke zur Verfügung stellt,

4. eine Körperschaft ihr gehörende Räume einer 
anderen steuerbegünstigten Körperschaft zur Be­
nutzung für deren steuerbegünstigte Zwecke 
überläßt,

5. eine Stiftung einen Teil, jedoch höchstens ein 
Viertel ihres Einkommens dazu verwendet, um 
in angemessener Weise den Stifter und seine 
nächsten Angehörigen zu unterhalten, ihre Grä­
ber zu pflegen und ihr Andenken zu ehren,

6. eine Körperschaft ihre Mittel ganz oder teilweise 
einer Rücklage zuführt, soweit dies erforderlich 
ist, um ihre steuerbegünstigten satzungsmäßigen 
Zwecke nachhaltig erfüllen zu können,

7. eine Körperschaft gesellige Zusammenkünfte 
veranstaltet, die im Vergleich zu ihrer steuerbe­
günstigten Tätigkeit von untergeordneter Bedeu­
tung sind.

§ 59

Voraussetzung der Steuervergünstigung

Die Steuervergünstigung wird gewährt, wenn sich 
aus der Satzung, dem Stiftungsgeschäft oder der son­
stigen Verfassung (Satzung im Sinne dieser Vor­
schriften) ergibt, welchen Zweck die Körperschaft 
verfolgt, daß dieser Zweck den Anforderungen der 
§§ 52 bis 55 entspricht und daß er ausschließlich und 
unmittelbar verfolgt wird; die, tatsächliche Ge­
schäftsführung muß diesen Satzungsbestimmungen 
entsprechen.

§ 60
Anforderungen an die Satzung

(1) Die Satzungszwecke und die Art ihrer Verwirk­
lichung müssen so genau bestimmt sein, daß auf 
Grund der Satzung geprüft werden kann, ob die sat­
zungsmäßigen Voraussetzungen für Steuervergün­
stigungen gegeben sind.

(2) Die Satzung muß den vorgeschriebenen Erfor­
dernissen bei der Körperschaftsteuer und bei der Ge­
werbesteuer während des ganzen Veranlagungs­
oder Bemessungszeitraums, bei den anderen Steuern 
im Zeitpunkt der Entstehung der Steuer entsprechen.

§ 61
Satzungsmäßige Vermögensbindung

(1) Eine steuerlich ausreichende Vermögensbin­
dung (§ 55 Abs. 1 Nr. 4) liegt vor, wenn der Zweck, 
für den das Vermögen bei Auflösung oder Auf­
hebung der Körperschaft oder bei Wegfall ihres bis­
herigen Zweckes verwendet werden soll, in der Sat­
zung so genau bestimmt ist, daß auf Grund der Sat­
zung geprüft werden kann, ob der Verwendungs­
zweck steuerbegünstigt ist.

(2) Kann aus zwingenden Gründen der künftige 
Verwendungszweck des Vermögens bei der Aufstel­
lung der Satzung nach Absatz 1 noch nicht genau 
angegeben werden, so genügt es, wenn in der Sat­
zung bestimmt wird, daß das Vermögen bei Auflö­
sung oder Aufhebung der Körperschaft oder bei 
Wegfall ihres bisherigen Zweckes zu steuerbegün­
stigten Zwecken zu verwenden ist und daß der künf­
tige Beschluß der Körperschaft über die Verwendung 
erst nach Einwilligung des Finanzamts ausgeführt 
werden darf. Das Finanzamt hat die Einwilligung zu 
erteilen, wenn der beschlossene Verwendungszweck 
steuerbegünstigt ist.

(3) Wird die Bestimmung über die Vermögensbin­
dung nachträglich so geändert, daß sie den Anforde­
rungen des § 55 Abs. 1 Nr. 4 nicht mehr entspricht, 
so gilt sie von Anfang an als steuerlich nicht ausrei­
chend. § 175 Satz 1 Nr. 2 ist mit der Maßgabe anzu­
wenden, daß Steuerbescheide erlassen, aufgehoben 
oder geändert werden können, soweit sie Steuern 
betreffen, die innerhalb der letzten zehn Kalender­
jahre vor der Änderung der Bestimmung über die 
Vermögensbindung entstanden sind.

§ 62
Ausnahmen von der satzungsmäßigen 

Vermögensbindung

Bei Betrieben gewerblicher Art von Körperschaf­
ten des öffentlichen Rechts, bei staatlich beaufsich­
tigten Stiftungen, bei den von einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts verwalteten unselbständigen 
Stiftungen und bei geistlichen Genossenschaften 
(Orden, Kongregationen) braucht die Vermögensbin­
dung in der Satzung nicht festgelegt zu werden.
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§ 63

Anforderungen an die tatsächliche
Geschäftsführung

(1) Die tatsächliche Geschäftsführung der Körper­
schaft muß auf die ausschließliche und unmittelbare 
Erfüllung der steuerbegünstigten Zwecke gerichtet 
sein und den Bestimmungen entsprechen, die die 
Satzung über die Voraussetzungen für Steuerver­
günstigungen enthält.

(2) Für die tatsächliche Geschäftsführung gilt sinn­
gemäß § 60 Abs. 2, für eine Verletzung der Vorschrift 
über die Vermögensbindung § 61 Abs. 3.

(3) Die Körperschaft hat den Nachweis, daß ihre 
tatsächliche Geschäftsführung den Erfordernissen 
des Absatzes 1 entspricht, durch ordnungsmäßige 
Aufzeichnungen über ihre Einnahmen und Ausgaben 
zu führen.

§ 64

Umfang der Steuervergünstigung

Schließt das Gesetz die Steuervergünstigung inso­
weit aus, als ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb 
(§ 14) unterhalten wird, so verliert die Körperschaft 
für die Werte (Vermögen, Einkünfte, Umsätze), die 
zu diesem Betrieb gehören, die Steuervergünstigung, 
soweit nicht ein Zweckbetrieb (§§ 65 bis 68) gegeben 
ist.

wegen ausgeübte Sorge für notleidende oder gefähr­
dete Mitmenschen. Die Sorge kann sich auf das ge­
sundheitliche, sittliche, erzieherische oder wirtschaft­
liche Wohl erstrecken und Vorbeugung oder Abhilfe 
bezwecken.

(3) Eine Einrichtung der Wohlfahrtspflege dient in 
besonderem Maße den in § 53 genannten Personen, 
wenn diesen mindestens zwei Drittel ihrer Leistun­
gen zugute kommen. Für Krankenhäuser gilt § 67.

§ 67

Krankenhäuser

(1) Ein Krankenhaus, das in den Anwendungsbe­
reich der Bundespflegesatzverordnung fällt, ist ein 
Zweckbetrieb, wenn mindestens 40 vom Hundert der 
jährlichen Pflegetage auf Patienten entfallen, bei 
denen nur der allgemeine Pflegesatz (§ 3 Bundes­
pflegesatzverordnung) oder besondere Pflegesatz 
(§ 4 Bundespflegesatzverordnung) zuzüglich geson­
dert berechenbarer Kosten im Sinne der §§ 5 und 7 
der Bundespflegesatzverordnung berechnet wird.

(2) Ein Krankenhaus, das nicht in den Anwen­
dungsbereich der Bundespflegesatzverordnung fällt, 
ist ein Zweckbetrieb, wenn mindestens 40 vom Hun­
dert der jährlichen Pflegetage auf Patienten entfal­
len, bei denen für die Krankenhausleistungen kein 
höheres Entgelt als nach Absatz 1 berechnet wird.

§ 65

Zweckbetrieb

§ 68

Einzelne Zweckbetriebe

Ein Zweckbetrieb ist gegeben, wenn
1. der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb in seiner Ge­

samtrichtung dazu dient, die steuerbegünstigten 
satzungsmäßigen Zwecke der Körperschaft zu 
verwirklichen,

2. die Zwecke nur durch einen solchen Geschäftsbe­
trieb erreicht werden können und

3. der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb zu nicht be­
günstigten Betrieben derselben oder ähnlicher 
Art nicht in größerem Umfang in Wettbewerb 
tritt, als es bei Erfüllung der steuerbegünstigten 
Zwecke unvermeidbar ist.

§ 66

Wohlfahrtspflege

(1) Eine Einrichtung der Wohlfahrtspflege ist ein 
Zweckbetrieb, wenn sie in besonderem Maße den in 
§ 53 genannten Personen dient.

(2) Wohlfahrtspflege ist die planmäßige, zum 
Wohle der Allgemeinheit und nicht des Erwerbes

Als Zweckbetriebe kommen insbesondere in Be­
tracht:

1. a) Alten-, Altenwohn- und Pflegeheime, Erho­
lungsheime, Mahlzeitendienste, wenn sie in 
besonderem Maße den in § 53 genannten Per­
sonen dienen (§ 66 Abs. 3),

b) Kindergärten, Kinder-, Jugend- und Studen­
tenheime, Schullandheime und Jugendherber­
gen,

2. a) landwirtschaftliche Betriebe und Gärtnereien, 
die der Selbstversorgung von Körperschaften 
dienen und dadurch die sachgemäße Ernäh­
rung und ausreichende Versorgung von An­
staltsangehörigen sichern,

b) andere Einrichtungen, die für die Selbstver­
sorgung von Körperschaften erforderlich sind, 
wie Tischlereien, Schlossereien,

wenn die Lieferungen und sonstigen Leistungen 
dieser Einrichtungen an Außenstehende dem 
Wert nach 20 vom Hundert der gesamten Liefe­
rungen und sonstigen Leistungen des Betriebes 
— einschließlich der an die Körperschaft selbst 
bewirkten — nicht übersteigen,



- 8/1977 - 85

3. Werkstätten für Behinderte, die nach den Vor­
schriften des Arbeitsförderungsgesetzes förde­
rungsfähig sind und Personen Arbeitsplätze bie­
ten, die wegen ihrer Behinderung nicht auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt tätig sein können, so­
wie Einrichtungen für Beschäftigungs- und Ar­
beitstherapie, die der Eingliederung von Behin­
derten dienen,

richtung der Evangelischen Kirchengemeinde / des
Evangelischen Kirchenbezirks _________ ________

§ 2

4. Einrichtungen, die zur Durchführung der Blin­
denfürsorge und zur Durchführung der Fürsorge 
für Körperbehinderte unterhalten werden,

5. Einrichtungen der Fürsorgeerziehung und der 
freiwilligen Erziehungshilfe,

6. von den zuständigen Behörden genehmigte Lotte­
rien und Ausspielungen, die eine steuerbegün­
stigte Körperschaft höchstens zweimal im Jahr 
zu ausschließlich gemeinnützigen, mildtätigen 
oder kirchlichen Zwecken veranstaltet,

7. a) kulturelle Einrichtungen, wie Museen, Thea­
ter, und kulturelle Veranstaltungen, wie Kon­
zerte, Kunstausstellungen,

b) sportliche Veranstaltungen eines Sportvereins, 
der keine Fußballveranstaltungen unter Ein­
satz seiner Lizenzspieler nach dem Bundes­
ligastatut des Deutschen Fußballbundes e. V. 
durchführt,

c) gesellige Veranstaltungen einer steuerbegün­
stigten Körperschaft,

wenn der Überschuß der Einnahmen über die 
Unkosten aus den zu Buchstaben a bis c genann­
ten wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben im 
Durchschnitt der letzten drei Jahre einschließlich 
des Veranlagungsjahres nicht mehr als insgesamt 
12 000 Deutsche Mark je Jahr beträgt und nur für 
die steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke 
der Körperschaft verwendet wird. Bei den unter 
Buchstabe b genannten sportlichen Veranstaltun­
gen gilt dies mit der Maßgabe, daß bei der Ermitt­
lung des Überschusses die gesamten Unkosten zu 
berücksichtigen sind, die dem Sportverein er­
wachsen.

Zweck der Einrichtung ist_________________  
(z. B. die Förderung der Pflege, Bildung und Erzie­
hung von Kindern, der Jugend- und Altenhilfe, des 
öffentlichen Gesundheitswesens, die Unterstützung 
hilfsbedürftiger Personen usw.).

Die Kirchengemeinde / der Kirchenbezirk verfolgt 
insbesondere durch Unterhaltung des/der________  
(Bezeichnung der Einrichtung)
ausschließlich und unmittelbar — gemeinnützige — 
mildtätige — kirchliche Zwecke (nicht verfolgte 
Zwecke streichen), im Sinne des 1. Teils, 3. Abschnitts 
der Abgabenordnung 1977 vom 16.3.1976.

§ 3
(1) Der/die------------------------------------------------

(Bezeichnung der Einrichtung) ist selbstlos tätig; 
er/sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaft­
liche Zwecke.

(2) Mittel des/der (Bezeichnung
der Einrichtung) dürfen nur für die satzungsmäßi­
gen Zwecke verwendet werden.

(3) Die Kirchengemeinde erhält keine Zuwendun-
gen aus Mitteln des/der (Bezeich-
nung der Einrichtung).

(4) Die Kirchengemeinde erhält bei Auflösung
oder Aufhebung des/der (Bezeich-
nung der Einrichtung) nicht mehr als das von ihr 
zur Verfügung gestellte Kapital zurück.

§ 4
Keine Person darf durch Ausgaben, die den

Zwecken des/der (Bezeichnung der
Einrichtung) fremd sind, oder durch unverhältnis­
mäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

b) für eingetragene Vereine:
Anlage 2

Mustersatzungen
(Nur aus steuerlichen Gründen notwendige 

Bestimmungen ohne Berücksichtigung sonstiger 
Vorschriften)

§ 1
e. V. mit Sitz inDer

verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnüt­
zige — mildtätige — kirchliche Zwecke (nicht ver­
folgte Zwecke streichen) im Sinne des 1. Teils, 3. Ab­
schnitts der Abgabenordnung 1977 vom 16. 3. 1976.

a) für Einrichtungen von Kirchengemeinden 
(Kirchenbezirken):

§ 1

Zweck des Vereins ist (z. B. die
Förderung von Pflege, Bildung und Erziehung, der 
Jugend- und Altenhilfe, des öffentlichen Gesund­
heitswesens, die Unterstützung hilfsbedürftiger Per­
sonen usw.). Der Satzungszweck wird verwirklicht

Der evangelische Kindergarten (bzw. Kranken­
pflegestation, Sozialstation, Alten-, Altenpflege-

insbesondere durch (z. B. Unter­

heim, Kinder-, Jugendheim, Beratungsstelle für —
haltung einer Schule, eines Kindergartens, Kinder-, 
Jugendheimes, Altenheimes, Erholungsheimes, einer

usw.) ist eine Ein- Beratungsstelle für usw.).
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§ 2

Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in 
erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

unmittelbar und ausschließlich für gemeinnüt­
zige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu ver­
wenden hat;

oder

§ 3

Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungs­
mäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 
erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Ver­
eins.

§ 4

Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem 
Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhält­
nismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 5

Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder 
bei Wegfall seines bisherigen Zwecks fällt das Ver­
mögen des Vereins

a) an (Bezeichnung einer Körper-
schaft des öffentlichen Rechts oder einer anderen 
steuerbegünstigten Körperschaft), der-die-das es

b) an eine Körperschaft des öffentlichen Rechts oder 
eine andere steuerbegünstigte Körperschaft

(An-zwecks Verwendung für
gabe eines bestimmten gemeinnützigen, mildtäti­
gen oder kirchlichen Zwecks, z. B. Förderung von 
Pflege, Bildung und Erziehung, der Unterstüt­
zung von Personen, die im Sinne von § 53 AO
1977 wegen....................
terhaltung der Kirche in

bedürftig sind, Un- 
....................... );

c) kann aus zwingenden Gründen der künftige Ver­
wendungszweck jetzt noch nicht angegeben wer­
den (§ 61 Abs. 2 AO 1977), so kommt folgende Be­
stimmung über die Vermögensbindung in Be­
tracht:

Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins ist das 
Vermögen zu steuerbegünstigten Zwecken zu 
verwenden. Beschlüsse über die künftige Ver­
wendung des Vermögens dürfen erst nach Ein­
willigung des Finanzamts ausgeführt werden.
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